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Beklagte und Revisionsklägerin„

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die münd—

liche Verhandlung vom 27. April 1977 für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Lan—

dessozialgerichts Berlin vom 12. Mai 4976 aufgehoben

und die Berufung des Klägers gegen das Urteil des So-

zialgerichts Berlin vom 5. September 1975 zurückgewie-

sen.

Außergerichtliche Kosten des Verfahrens haben sich die

Beteiligten nicht zu erstatten.
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Die K3ägerin führt als Rechtsnachfolgerin ihres am 1. Juni

1975 Verstorbenen Ehemannes (Versibherter) ein von diesem

eingeleitetes Verfahren fort. Unter den Beteiligten ist

streitig, ob eine durch Nachentrichtung von Beiträgen ge-

mäß 55 9 und 10 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergut-
machung nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialver—

sicherung vom 2_. Dezember 1970 (WGSVG)bedingte Erhöhung

der ßrwerbsunfähigkeitsrente des Versicherten ab 1. Mai

1971 ader ab 1„ September 1972 zu zahlen ist.

Am 25° April 1971 beantragte der Versicherte bei der Be—

klegten die Zulassung zur Nachentrichtung von Beiträgen

nach ien Vorschriften des WGSVG und erklärte sich zur

“Lehlung weiterer Beiträge gemäß 55 8 ff WGSVGbereit.
Die Beklagte gab den Antrag zuständigkeitshalber an die.

handesversicherungsanstelt (LVA) Rheinprovinz zur weite-

ren Bearbeitung ab. Mit Bescheid vom 8. Februar 1972 ent—

schied die LVA Rheinprovinz, der Versicherte sei nach

Art. 1 %s 9 und 10 des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung
der Vorschriften über die Wiedergutmachung nationalsozia—

listischen Unrechts in der Sozialversicherung vom 22. De—

zember 1970 (NVÄndG) - Art. 1 dieses Gesetzes enthält eine
Neufassung des WGSVG — berechtigt, sich ab 1. Februar 1971

in der Rentenversicherung der Arbeiter freiwillig weiter—

zuversichern; außerdem wurde für bestimmte im Bescheid an-
gegebene Zeiten die Nachentrichtung von Beiträgen zuge-
lassen. Ua heißt es dann in diesem Bescheida "In Ihrem

Interesse empfehlen wir Ihnen, die Beitragsentrichtung in

angemessener Zeit - das sind höchstens 6 Monate nach Zu-4

stellung dieses Bescheides — vorzunehmen." Der Bescheid
wurde am 8. Februar 1972 an den Bevollmächtigten des Ver-
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sicherten abgesandt. Aus den Akten ergibt sich, deß dieser ihn

am 10. Februar 1972 erhalten hatte.

Mit Schreiben vom 8. Mai 1972 fragte der Bevollmächtigte bei

der LVA Rheinprovinz an, ob die Beitragsnachentrichtung bei

ihr oder bei der Beklagten erfolgen solle. Mit Schreiben vom

5. Juli 1972 antwortete die LVA Rheinprovinz. sie sei bereit,

die nachentrichteten Beiträge entgegenzunehmen, wenn diese je-

doch von der Beklagten angenommen würden, betrachte sie die

Angelegenheit als erledigt. Der Versicherte überssndte darauf

der Beklagten am 18„ August 1972 einen Verrechnungsscheck
’

über 258‚—— DM für je einen Beitrag der Klasse 700 (zu 119‚—DM)

fur die Monate Oktober und November 1951. Der Betrag wurde am

24. August 1972 bei der Beklagten verbucht.

Mit Bescheid vom 15. Dezember 1972 berechnete die Beklagte die

dem Versicherten bereits gewährte Rente wegen Erwerbsunfähig-

keit unter Einbeziehung der für Oktober und November 1951 nach-

entrichteten Beiträge neu und gewährte die dadurch erhöhte

Rente vom 1. September 1972 an. Die dagegen gerichtete Klage

hat das Sozialgericht (SG) Berlin, nachdem anstelle des Ver-
sicherten dessen Ehefrau als Rechtsnachfolgerin getreten war,

mit Urteil vom 5. September 1975 abgewiesen. Nach der in diesem
\Urteil getroffenen Kostenentscheidung hatte-unter den Beteilig—

ten keine Kostenerstattung zu erfolgene Einen Antrag auf Er—

gänzung der Kostenentscheidung nach 5 140 Sozialgerichtsgesetz

(SGG) hat das SG mit Beschluß vom 28. November 1975 zurückge—
wiesen. Mitckr gegen das Urteil des SG von der Klägerin einge-

legten Berufung hat diese zusätzlich beantragt, die Beklagte

zu verurteilen, einen Bescheid auf den-Antrag vom 23. Aprilv

1971 auf Zulassung zur Beitragsnschentrichtung zu erteilen.

Insoweit hat das Landessozialgericht (LSG) Berlin die Berufung

als unzulässig verworfen. Im übrigen»hat es mit Urteil vom
12. Mai 1976 die.Beklsgte unter Aufhebung des Urteils des SG

vom 5. September 1975 und des Beschlusses des SG vom 28. No—

vember 1975 und unter Änderung des Bescheids der Beklagten
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vom 15. Dezember 1972 verurteilt, der Klägerin als Rechts—
nachfolgerin ihres Ehemannes die dieSem infolge der Bei-

tragsnachentrichtung bewilligte erhöhte Rente wegen Er—

werbsunfähigkeit bereits vom 1. Mai 1971 an zu gewähren.
Außerdem wurde entschieden, daß die Beklagte der Klägerin

die außergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten
habe. Das LSG ist der Ansicht, die Nachzahlung habe dem
Versicherten bereits vom 1. Mai 1971 zugestanden,.nachdem
‘sich dieser im April 1971 zur Nachentrichtung der Beiträge

bereit erklärt gehabt habe und danach in entsprechender;
Anwendung des 5 1420 Abs. 1 Nr. 2 Reichsversicherun350rd-

nung (RVG) innerhalb einer "angemessenen Frist" vorge-

nommen habe. Diese Frist werde als unbestimmter Rechtsbee

griff von dem beteiligten Versicherungsträger in Auslands—
fällen regelmäßig mit 6 Monaten nach Zulassung zur Nach—

entrichtung bemessen. So handhabe es auch die Beklagte

‚und so erkenne sie es auch im vorliegenden Falle an.
Darin liege eine Selbstbindung des Versicherungsträgers,

der der Versicherte entsprochen habe. Nach Auffassung

des LSG reicht es zu dieser Fristwahrung aus, daß der

Versicherte in dem Monat gezahlt hat, in dem die als 8D?-

gemessen "empfohlene" Frist abgelaufen sei. Der Ver-

sicherte habe also für den Beginn der höheren Rente

noch bis zum Ablauf des vollen 6. Monats nach Erteilung

des Bescheids vom 8. Februar 1972 rechtzeitig nachent—

richten können und habe dies am 18. August 1972 auch ge-

tan. Deshalb stehe ihm die höhere Rente bereits ab 1.

Mai 1971 zu. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung des

Rechtsstreits hat das LSG die Revision.zugelassen.

Zur Begründung der von ihr eingelegten Revision trägt

die Beklagte vor, Art. 4 5 2 Abs. 2 NVÄndGnormiere

in eindeutiger Weise, daß in Fällen des Art. 1 55 8

und 10 NVÄndGdie höhere Rente frühestens vom 1. d.M.

an, der auf die Beitragsnachentrichtung folge, im

übrigen frühestens vom Inkrafttreten dieses Gesetzes
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an zu zahlen sei. Im vorliegenden Fall sei aber die Beitrags—

zahlung nicht einmal binnen angemessener Frist nach der Ertei—

lung der Erlaubnis zur Nachentrichtung vorgenommen werden. Der

Kläger habe die Empfehlung der LVA Rheinprovinz nicht_befolgt,

die Beitragsnachentrichtung in angemessener Zeit.— das seien

höchstens 6 Monate nach Zustellung des Bescheids vom 8. Februar

1972 — vorzunehmen. Deshalb könne ihm die erhöhte Rentenleistung

erst vom 1. des der Beitragsnachentrichtung folgenden Monats,

dh ab 1. September 1972 und nicht bereits ab 1. Mai 1971 gezahlt

werden.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Berlin

vom 12. Mai 1976 aufzuheben und die Beru-

fung gegen das Urteil des Sozialgerichts

vom 5. September 1975 zurückzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision der Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Berlin vom 12. Mai_
1976 zurückzuweisen.

Nach dem Vorbringen der Klägerin zahlen sämtliche Versicherungs—
träger bei derartigen Beitragsnachentrichtungen die sich daraus
ergebende höhere Rente vom 1® d.M. nach dem.Antrag auf Beitrags—
nachentrichtung an, wenn der Versicherte nach Stattgabe seines

Antrages die Beiträge in angemessener Frist erbringt. Diese Band—
habung werde auch in Urteilen des ersten Senats des Bundessozid—

gerichts (BSG) vom 6. Februar 1975 und 1. Oktober 1975 gebilligt.
Der Kläger habe die Beiträge in angemessener Zeit nachentrichtet.

Der Antrag auf Zulassung der Beitragsnachentrichtung sei im

April 1971 gestellt worden, die LVA Rheinprovinz habe hierüber

erst mit Bescheid vom 8. Februar 1972 entschieden. Sie hätte
aber gemäß 5 88 SGG hierüber binnen eines halben Jahres, also
bis Oktober 1971, entscheiden müssen. Wenn durch die Versiche-

rungsträger gesetzlich normierte Fristen um mehr als 5 Monate
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überschritten würden, so sei es rechtsmißbräuchlich und

dolce, wenn sich diese hinsichtlich einer nicht konkret

bestimmten, sondern nur empfohlenen Zahlungsfrist darauf

‘beriefen, diese Frist sei um einige Tage überschritten.

Der Kläger beantragt deshalb noch zusätzlich, der Beklag-

ten gemäß 5 192 SGG besondere Kosten aufzuerlegen. Im

übrigen habe eine "angemessene Frist" zur Einzahlung der

nachzuentrichtenden Beiträge auch deshalb nicht zu laufen

begonnen, weil Unklarheit darüber bestanden habe, ob

die Nachzahlung an die Beklagte oder an die LVA Rhein-

provinz, welche die Berechtigung zur Beitragsnschentrich—

tung ausgesprochen habe, zu zahlen gewesen sei.

II

Die zulässige Revision der Beklagten ist begründet.

Nach Art. 4 $ 2 Abs. 2 NVÄndGvom 22. Dezember 1970
{BGBl I, 1846) ist.in Fällen.des Art. 4 55 8 und 40
dieses Gesetzes die höhere Rente frühestens vom 1.

des Monats an, der auf die Beitragsnachentrichtung

folgt, im übrigen frühestens vom Inkrafttreten dieses

Gesetzes (1. Februar 1974) an zu zahlen. Hiernach wäre
die erhöhte Rente 5 wie geschehen - ab 4. September

4972 zu zahlen. Auch hinsichtlich von Beiträgen, die

nach Art. 2 5 50 Augestelltenversicherungs-Neuregelungs
gesetz (AnVNG) und nach Art. 2.5 52 Arbeiterrentenver—

sicherungs—Neuregelungsgesetz (ArVNG) nachentrichtet
werden sind, hat des BSG eine Anrechnung der nachent-
richteten Beiträge auf Renten erst vom Beginn des

Monats der Nachentrichtung an.für möglich angesehen

(vgl. BSG 24, 495, 198 = SozR Nr. 4 zu Art. 2 5 52
ArVNG und SozR Nr. 15 Zu Art. 2 5 52 ArVNG).
Für die Entscheidung des Rechtsstreits kann es dahinge-
stellt bleiben, ob die genannte gesetzliche Regelung
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es nach der Rechtsprechung des BSG in den Urteilen vom 6.

Februar 1975 und vom ". Oktober 1975 — ’1 RA 427/74- und

1 RA 7/75 - nicht ausschließt, die Rente rückwirkend vom 1.

des Monats nach dem Antrag auf Beitragsnachentrichtung zu zah—

len, wenn sich der Antragsteller - wie im vorliegenden Fall —

mit der Antragstellung zur Nachentrichtung von Beiträgen

bereiterklärt hat und die Beiträge in angemessener Zeit nach

der Entscheidung über den Antrag auf Zulassung der Nachentrich—

tung entrichtet werden sind. Der Versicherte hat im vorliegen—

den Fall nicht in angemessenr Zeit nachentrichtet. Mit Recht

ist die Beklagte davon ausgegangen, daß dies nicht der Fall

ist, weil die nachentrichteten Beiträge erst später als 6 Mo—

nate nach der Zustellung des Bescheids über die Zulassung der

Nachentrichtung gezahlt worden sind, zumal der von der LVA

Rheinprovinz erteilte Bescheid vom 8. Februar 1972 die

„Empfehlung enthielt, die.Beitragsentrichtung in angemessener
Zeit - daa.seien höchstens 6 Monate nach der Zustellung des

Bescheids - vorzunehmen. Wenn dennoch.erst nach Ablauf von
6 Monaten gezahlt wurde, so ist damit auch unter Berücksich-

tigung dee Auslandsaufenthaltes des Versicherten die Grenze,

überschritten, die ein sorgfältig und aufmerksam.handelnder

Mensch unter den Umständen des Einzelfalles eingehalten hätte
(vgl. hierzu auch BozR Nr. 5 zu 5 4420 EVO). Eine angemessene \
Frist ist keine feste Frist, sie kann daher auch nicht — wie

das LSG meint - nach den Grundsätzen bestimmt werden, nach

denen feste Fristen, zB Verjährungsfristen oder prozessuale

Fristen, zu berechnen sind. ‘

Der Versicherte kann sich auch nicht darauf berufen, daß er
nach der Erteilung des Bescheids über die Berechtigung der
Nachentrichtung nicht gewußt habe, an welchen Versicherungs—

träger er zahlen sollte, denn auch für einen rechtsuhkundigen
Versicherten bot es sich an, ohne Rückfrage an denjenigen Ver—

sicherungsträger zu zahlen, der die Erlaubnis zur Nachentrich—

tung erteilt hatte. ‘

Für die Entscheidung ist es auch ohne Bedeutung, ob die LVA
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Rheinprovinz über den Antrag des Versicherten auf Nachent—

richtung schneller hätte entscheiden können und daß kein

hinreichender Grund dafür verlag, daß der Bescheid nicht

binnen einer Frist von 6 Monaten nach Antragstellung er—

lassen war, so daß eine Untätigkeitsklage nach 5 88 So-

zielgerichtsgesetz (SGG) erfolgreich gewesen wäre. Hierin
kann jedenfalls kein Grund dafür gesehen werden, die Bei—

träge erst nach Ablauf einer angemessenen Zeit nach Erhalt

des Bescheids der LVA Rheinprovinz vom 8. Februar 1972
nachzuentrichten.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG. Es besteht
keine Veranlassung, der Beklagten, wie vom Kläger bean—

tragt, besondere Kosten aufzuerlegen.
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